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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 

Artikel 2 

Änderung des ABGB 

Einleitung. Einleitung. 
Von den bürgerlichen Gesetzen überhaupt. Von den bürgerlichen Gesetzen überhaupt. 

Andere Arten der Vorschriften, als: Andere Arten der Vorschriften, als: 
Erster Theil. Erster Theil. 

Von dem Personen-Rechte. Von dem Personen-Rechte. 
Siebzehntes Hauptstück. Siebzehntes Hauptstück. 

Von Verträgen und Rechtsgeschäften überhaupt. Von Verträgen und Rechtsgeschäften überhaupt. 
Erfordernisse eines gültigen Vertrages: Erfordernisse eines gültigen Vertrages: 

Nebenbestimmungen bey Verträgen: Nebenbestimmungen bey Verträgen: 
Rechte aus der Gewährleistung Rechte aus der Gewährleistung 

§ 932. (1) Der Übernehmer kann wegen eines Mangels die Verbesserung 
(Nachbesserung oder Nachtrag des Fehlenden), den Austausch der Sache, eine 
angemessene Minderung des Entgelts (Preisminderung) oder die Aufhebung des 
Vertrags (Wandlung) fordern. 

§ 932. (1) Der Übernehmer kann wegen eines Mangels entweder die 
Verbesserung (Nachbesserung oder Nachtrag des Fehlenden) oder den Austausch 
der Sache verlangen oder den Preis mindern oder den Vertrag auflösen. 

(2) ... (2) ... 
(3) Die Verbesserung oder der Austausch ist in angemessener Frist und mit 

möglichst geringen Unannehmlichkeiten für den Übernehmer zu bewirken, wobei 
die Art der Sache und der mit ihr verfolgte Zweck zu berücksichtigen sind. 

(3) Die Verbesserung oder der Austausch ist in angemessener Frist und mit 
möglichst geringen Unannehmlichkeiten für den Übernehmer zu bewirken, wobei 
die Art der Sache und der mit ihr verfolgte Zweck zu berücksichtigen sind. Die 
Kosten der Verbesserung oder des Austausches hat der Übergeber zu tragen. 
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(4) Sind sowohl die Verbesserung als auch der Austausch unmöglich oder für 
den Übergeber mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand verbunden, so hat der 
Übernehmer das Recht auf Preisminderung oder, sofern es sich nicht um einen 
geringfügigen Mangel handelt, das Recht auf Wandlung. Dasselbe gilt, wenn der 
Übergeber die Verbesserung oder den Austausch verweigert oder nicht in 
angemessener Frist vornimmt, wenn diese Abhilfen für den Übernehmer mit 
erheblichen Unannehmlichkeiten verbunden wären oder wenn sie ihm aus triftigen, 
in der Person des Übergebers liegenden Gründen unzumutbar sind. 

(4) Sind sowohl die Verbesserung als auch der Austausch unmöglich oder für 
den Übergeber mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand verbunden, so hat der 
Übernehmer das Recht auf Preisminderung oder, sofern es sich nicht um einen 
geringfügigen Mangel handelt, das Recht auf Auflösung des Vertrags. Dasselbe 
gilt, wenn der Übergeber die Verbesserung oder den Austausch verweigert oder 
nicht in angemessener Frist vornimmt, wenn diese Abhilfen für den Übernehmer 
mit erheblichen Unannehmlichkeiten verbunden wären oder wenn sie ihm aus 
triftigen, in der Person des Übergebers liegenden Gründen unzumutbar sind. 

Verjährung Gewährleistungsfrist; Verjährung 
§ 933. (1) Das Recht auf die Gewährleistung muss, wenn es unbewegliche 

Sachen betrifft, binnen drei Jahren, wenn es bewegliche Sachen betrifft, binnen zwei 
Jahren gerichtlich geltend gemacht werden. Die Frist beginnt mit dem Tag der 
Ablieferung der Sache, bei Rechtsmängeln aber erst mit dem Tag, an dem der 
Mangel dem Übernehmer bekannt wird. Die Parteien können eine Verkürzung oder 
Verlängerung dieser Frist vereinbaren. 

§ 933. (1) Der Übergeber leistet Gewähr für jeden Mangel, der bei Übergabe 
der Sache vorliegt und innerhalb von zwei Jahren, bei einer unbeweglichen Sache 
innerhalb von drei Jahren nach diesem Zeitpunkt hervorkommt. Bei Rechtsmängeln 
leistet der Übergeber Gewähr, wenn der Mangel bei Übergabe der Sache vorliegt. 

(2) ... (2) ... 
(3) In jedem Fall bleibt dem Übernehmer die Geltendmachung durch Einrede 

vorbehalten, wenn er innerhalb der Frist dem Übergeber den Mangel anzeigt. 
(3) Die Rechte des Übernehmers aus der Gewährleistung sowie die Ansprüche 

aus einer Preisminderung oder Vertragsauflösung verjähren drei Monate nach 
Ablauf der Gewährleistungsfrist. Im Fall von Rechtsmängeln tritt die Verjährung 
zwei Jahre, bei einer unbeweglichen Sache drei Jahre nach dem Zeitpunkt ein, zu 
dem der Mangel dem Übernehmer bekannt wird. Wenn der Übernehmer dem 
Übergeber den Mangel innerhalb der Verjährungsfrist anzeigt, kann er den 
Mangel zeitlich unbeschränkt durch Einrede gegen die Entgeltforderung des 
Übergebers geltend machen. 

 (4) Die Parteien können eine Verkürzung oder Verlängerung der in Abs. 1 bis 
3 vorgesehenen Fristen vereinbaren. 

Besonderer Rückgriff Rückgriff des gewährleistungspflichtigen Übergebers 
§ 933b. (1) Hat ein Unternehmer einem Verbraucher Gewähr geleistet, so 

kann er von seinem Vormann, wenn auch dieser Unternehmer ist, auch nach Ablauf 
der Fristen des § 933 die Gewährleistung fordern. Dasselbe gilt für frühere 
Übergeber im Verhältnis zu ihren Vormännern, wenn sie selbst wegen der 
Gewährleistungsrechte des letzten Käufers ihrem Nachmann Gewähr geleistet 
haben. Der Anspruch ist mit der Höhe des eigenen Aufwandes beschränkt. 

§ 933b. (1) Hat ein Unternehmer einem Verbraucher Gewähr geleistet, so 
kann er von seinem Vormann, sofern auch dieser Unternehmer ist, auch nach 
Ablauf der Fristen des § 933 die Gewährleistung fordern. Dasselbe gilt für frühere 
Übergeber im Verhältnis zu ihren Vormännern, wenn sie selbst wegen der 
Gewährleistungsrechte des letzten Übernehmers ihrem Nachmann Gewähr 
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geleistet haben. Der Anspruch ist mit den dem Übergeber aus dessen 
Gewährleistungspflicht entstandenen Nachteilen beschränkt. 

 (2) Hat der Übergeber durch Verbesserung oder Austausch Gewähr geleistet, 
so umfasst sein Anspruch nach Abs. 1 auch den Ersatz des ihm durch die 
Verbesserung oder den Austausch entstandenen Aufwands, sofern er unverzüglich 
nach Bekanntgabe des Mangels durch den Übernehmer seinen Vormann zur 
Herstellung des mangelfreien Zustands aufgefordert hat und der Vormann dieser 
Aufforderung nicht innerhalb einer angemessenen Frist nachgekommen ist. 

(2) Ansprüche nach Abs. 1 sind innerhalb von zwei Monaten ab Erfüllung der 
eigenen Gewährleistungspflicht gerichtlich geltend zu machen. Die Haftung eines 
Rückgriffspflichtigen verjährt jedenfalls in fünf Jahren nach Erbringung seiner 
Leistung. Die Frist wird durch eine Streitverkündigung für die Dauer des 
Rechtsstreits gehemmt. 

(3) Ansprüche nach Abs. 1 verjähren drei Monate nach Erfüllung der eigenen 
Gewährleistungspflicht, spätestens aber fünf Jahre, nachdem der 
Rückgriffspflichtige seine Leistung erbracht hat. Die Verjährung wird durch eine 
Streitverkündigung für die Dauer des Rechtsstreits gehemmt. 

 (4) Eine Vereinbarung, mit der ein Anspruch nach Abs. 1 ausgeschlossen oder 
beschränkt wird, ist nur verbindlich, wenn sie im Einzelnen ausgehandelt worden 
ist und den Übergeber unter Berücksichtigung aller Umstände des Falles nicht 
gröblich benachteiligt. 

Fünftes Hauptstück Fünftes Hauptstück 
Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 1. Februar 2013 Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen ab 1. Februar 2013 

§ 1503. (1) bis (12) ... § 1503. (1) bis (12) ... 
(12) Die §§ 1154b Abs. 6 und 1164 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 74/2019 treten mit 1. September 2019 in Kraft. 
(13) Die §§ 1154b Abs. 6 und 1164 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 74/2019 treten mit 1. September 2019 in Kraft. 
(13) § 211 Abs. 2 in der Fassung des Gewaltschutzgesetzes 2019, BGBl. I 

Nr. 105/2019, tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 1494 
Abs. 2 in der Fassung dieses Bundesgesetzes tritt mit 01.01.2020 in Kraft und ist 
auf alle Schadenersatzansprüche anzuwenden, die zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
verjährt sind. 

(14) § 211 Abs. 2 in der Fassung des Gewaltschutzgesetzes 2019, BGBl. I 
Nr. 105/2019, tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. § 1494 
Abs. 2 in der Fassung dieses Bundesgesetzes tritt mit 01.01.2020 in Kraft und ist 
auf alle Schadenersatzansprüche anzuwenden, die zu diesem Zeitpunkt noch nicht 
verjährt sind. 

(14) § 1155 Abs. 3 und 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 16/2020, treten rückwirkend mit dem 15. März 2020 in Kraft und mit 
31. Dezember 2020 außer Kraft. 

(15) § 1155 Abs. 3 und 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 16/2020 treten rückwirkend mit dem 15. März 2020 in Kraft und mit 
31. Dezember 2020 außer Kraft. 

(15) Abweichend von Abs. 10 tritt § 1159 in der Fassung des Bundesgesetzes, 
BGBl. I Nr. 153/2017, mit 1. Juli 2021 in Kraft und ist auf Beendigungen 
anzuwenden, die nach dem 30. Juni 2021 ausgesprochen werden. Mit diesem 

(16) Abweichend von Abs. 10 tritt § 1159 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 153/2017 mit 1. Juli 2021 in Kraft und ist auf Beendigungen 
anzuwenden, die nach dem 30. Juni 2021 ausgesprochen werden. Mit diesem 
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Zeitpunkt treten auch § 1158 Abs. 4 und § 1159a bis § 1159c dieses 
Bundesgesetzes sowie § 77 der Gewerbeordnung 1859, RGBl. Nr. 227/1859, außer 
Kraft. Sie sind jedoch weiterhin auf Beendigungen anzuwenden, die vor dem 
1. Juli 2021 ausgesprochen wurden. Dies gilt auch für die Verlängerung der 
Kündigungsfristen in den Landarbeitsordnungen der Bundesländer und in 
Vorarlberg im Land- und Forstarbeitsgesetz, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Bundesgesetzes in Kraft sind, soweit in diesen die Änderung der 
Kündigungsfristen durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 153/2017 nachvollzogen 
wurde. 

Zeitpunkt treten auch § 1158 Abs. 4 und § 1159a bis § 1159c dieses 
Bundesgesetzes sowie § 77 der Gewerbeordnung 1859, RGBl. Nr. 227/1859, außer 
Kraft. Sie sind jedoch weiterhin auf Beendigungen anzuwenden, die vor dem 
1. Juli 2021 ausgesprochen wurden. Dies gilt auch für die Verlängerung der 
Kündigungsfristen in den Landarbeitsordnungen der Bundesländer und in 
Vorarlberg im Land- und Forstarbeitsgesetz, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Bundesgesetzes in Kraft sind, soweit in diesen die Änderung der 
Kündigungsfristen durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 153/2017 nachvollzogen 
wurde. 

(16) § 17a, § 20 und § 1328a Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 148/2020, treten mit 1. Jänner 2021 in Kraft. § 20 Abs. 2 und § 1328a 
Abs. 2 sind auf Fälle anzuwenden, in denen die verletzende Handlung nach dem 
31. Dezember 2020 gesetzt wurde. 

(17) § 17a, § 20 und § 1328a Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 148/2020 treten mit 1. Jänner 2021 in Kraft. § 20 Abs. 2 und § 1328a 
Abs. 2 sind auf Fälle anzuwenden, in denen die verletzende Handlung nach dem 
31. Dezember 2020 gesetzt wurde. 

(18) … (18) … 
 (20) Die §§ 932, 933 samt Überschrift, 933b samt Überschrift und 1503 in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2021 treten mit 1. Jänner 2022 
in Kraft und sind in dieser Fassung auf Verträge anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2021 geschlossen werden 
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Artikel 3 
Änderung des Konsumentenschutzgesetzes 

I. HAUPTSTÜCK I. HAUPTSTÜCK 
Besondere Bestimmungen für Verträge zwischen Unternehmern und 

Verbrauchern 
Besondere Bestimmungen für Verträge zwischen Unternehmern und 

Verbrauchern 

Abschnitt II Abschnitt II 
Allgemeine Regeln Allgemeine Regeln 

 Gefahrenübergang bei Übersendung der Ware 

 Verzug 

 § 7c. (1) Hat der Unternehmer seine Leistung trotz Fälligkeit nicht erbracht, 
so kann ihn der Verbraucher zur Leistung innerhalb einer den Umständen 
angemessenen Nachfrist auffordern. Erbringt der Unternehmer seine Leistung 
nicht innerhalb dieser Nachfrist, so kann der Verbraucher vom Vertrag 
zurücktreten. 

 (2) Bei einem Fixgeschäft kann der Verbraucher im Fall nicht fristgerechter 
Leistung sofort vom Vertrag zurücktreten. Ein Fixgeschäft liegt vor, wenn 
vereinbart wurde oder aus den den Vertragsabschluss begleitenden Umständen 
eindeutig zu erkennen ist, dass die Leistungserbringung binnen einer bestimmten 
Frist oder zu einem bestimmten Zeitpunkt für den Verbraucher von wesentlicher 
Bedeutung ist. Zu einem sofortigen Rücktritt ist der Verbraucher auch berechtigt, 
wenn der Unternehmer erklärt hat oder aus den Umständen eindeutig zu erkennen 
ist, dass er die Leistung nicht erbringen wird. 

 (3) Tritt der Verbraucher vom Vertrag zurück, so hat ihm der Unternehmer 
die aufgrund des Vertrags geleisteten Zahlungen unverzüglich zurückzuerstatten. 

 
Verzug bei der Bereitstellung digitaler Leistungen 

 § 7d. (1) Hat der Unternehmer eine digitale Leistung (§ 2 Z 1 bis 3, § 16 VGG) 
trotz Fälligkeit nicht bereitgestellt, so kann ihn der Verbraucher ohne Fristsetzung 
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zur Bereitstellung auffordern. Stellt der Unternehmer die digitale Leistung nicht 
unverzüglich nach Aufforderung oder innerhalb einer allenfalls ausdrücklich 
vereinbarten Nachfrist bereit, so kann der Verbraucher vom Vertrag 
zurückzutreten. Ein sofortiger Rücktritt ist nach § 7c Abs. 2 möglich. 

 (2) Tritt der Verbraucher nach Abs. 1 vom Vertrag zurück, so gelten für die 
Rückerstattung der vom Verbraucher aufgrund des Vertrags geleisteten Zahlungen 
sowie für die sonstigen Pflichten der Vertragsparteien die §§ 24 bis 26 des 
Verbrauchergewährleistungsgesetzes entsprechend. 

 (3) Sobald der Verbraucher den Unternehmer vom Unterbleiben der 
Bereitstellung verständigt hat, können wirksam auch Vereinbarungen getroffen 
werden, die zum Nachteil des Verbrauchers von den Regelungen der vorstehenden 
Absätze abweichen. 

Gewährleistung Gewährleistung 
§ 8. (1) ... § 8. (1) ... 
(2) Der Unternehmer kann verlangen, dass ihm der Verbraucher, wenn es für 

diesen tunlich ist, die Sache übersendet. Der Unternehmer hat jedoch die Gefahr 
der Übersendung zu tragen. 

(2) Der Verbraucher hat dem Unternehmer die mangelhafte Sache zur 
Durchführung der Verbesserung oder des Austausches zur Verfügung zu stellen. 
Der Unternehmer kann verlangen, dass ihm der Verbraucher, wenn es für diesen 
tunlich ist, die Sache übersendet; der Unternehmer hat jedoch die Gefahr der 
Übersendung zu tragen. 

(3) Die notwendigen Kosten der Verbesserung oder des Austauschs, 
insbesondere Versand-, Arbeits- und Materialkosten, hat der Unternehmer zu 
tragen. 

 

§ 9. (1) Gewährleistungsrechte des Verbrauchers (§§ 922 bis 933 ABGB) 
können vor Kenntnis des Mangels nicht ausgeschlossen oder eingeschränkt 
werden. Die Vereinbarung einer kürzeren als der gesetzlichen 
Gewährleistungsfrist ist unwirksam, doch kann bei der Veräußerung gebrauchter 
beweglicher Sachen die Gewährleistungsfrist auf ein Jahr verkürzt werden, sofern 
dies im Einzelnen ausgehandelt wird. Bei Kraftfahrzeugen ist eine solche 
Verkürzung nur dann wirksam, wenn seit dem Tag der ersten Zulassung mehr als 
ein Jahr verstrichen ist. 

§ 9. Gewährleistungsrechte des Verbrauchers können vor Kenntnis des 
Mangels nicht ausgeschlossen oder eingeschränkt werden; beim Kauf von Waren 
sowie bei der Bereitstellung digitaler Leistungen ist das 
Verbrauchergewährleistungsgesetz zu beachten. 

(2) Die §§ 925 bis 927 und 933 Abs. 2 ABGB über Viehmängel sind auf den 
Erwerb durch Verbraucher nicht anzuwenden. 
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Vertragliche Garantien 

§ 9a. War der Unternehmer nach dem Vertrag zur Montage verpflichtet, so 
haftet er auch für einen dabei durch sein unsachgemäßes Verhalten an der Sache 
verursachten Mangel. Dasselbe gilt, wenn die Sache zur Montage durch den 
Verbraucher bestimmt war und die unsachgemäße Montage auf einem Fehler der 
Montageanleitung beruht. auf die gesetzliche Gewährleistungspflicht des 
Übergebers und darauf hinzuweisen, dass sie durch die Garantie nicht 
eingeschränkt wird. Der Unternehmer ist an die Zusagen in der Garantieerklärung 
und an den in der Werbung bekannt gemachten Inhalt der Garantie gebunden. 

§ 9a. (1) Verpflichtet sich ein Unternehmer gegenüber einem Verbraucher, 
eine Sache zu verbessern, auszutauschen, den Kaufpreis zu erstatten oder sonst 
Abhilfe zu schaffen, falls sie nicht die in der Garantieerklärung oder in der 
Werbung angegebenen Eigenschaften aufweist oder nicht die dort genannten 
Anforderungen erfüllt (Garantie), so ist er an die Zusagen in der Garantieerklärung 
und an den in der Werbung bekanntgemachten Inhalt der Garantie gebunden. Sind 
die Zusagen in der Garantieerklärung für den Verbraucher weniger vorteilhaft als 
die Angaben über die Garantie in der Werbung, so ist die Garantie zu den in der 
Werbung angegebenen Bedingungen verbindlich, sofern nicht die Werbung noch 
vor Vertragsabschluss mit der gleichen Wahrnehmbarkeit berichtigt wurde. 

(2) Die Garantieerklärung hat den Namen und die Anschrift des Garanten 
sowie in einfacher und verständlicher Form den Inhalt der Garantie, vor allem ihre 
Dauer und ihre räumliche Geltung, und die sonstigen für ihre Inanspruchnahme 
nötigen Angaben zu enthalten. Gehen aus der Erklärung die garantierten 
Eigenschaften nicht hervor, so haftet der Garant dafür, dass die Sache die 
gewöhnlich vorausgesetzten Eigenschaften hat. 

(2) Hat der Hersteller einer Sache dem Verbraucher eine Garantie über die 
Haltbarkeit der Sache für einen bestimmten Zeitraum gegeben, so hat der 
Verbraucher während dieses Zeitraums einen unmittelbaren Anspruch gegen den 
Hersteller auf Verbesserung oder Austausch der Sache. 

(3) Die Garantie ist dem Verbraucher auf sein Verlangen schriftlich oder auf 
einem anderen für ihn verfügbaren dauerhaften Datenträger bekannt zu geben. 

(3) Die Garantieerklärung muss dem Verbraucher spätestens bei Übergabe 
der Sache auf einem dauerhaften Datenträger zur Verfügung gestellt werden. Sie 
muss klar und verständlich formuliert sein. Sie muss auf die gesetzliche 
Gewährleistungspflicht des Übergebers und darauf hinweisen, dass diese durch 
die Garantie nicht eingeschränkt wird. Zudem muss die Garantieerklärung 

 den Namen und die Anschrift des Garanten, die Sache, auf die sich die Garantie 
bezieht, die Garantiebestimmungen sowie das zur Inanspruchnahme der Garantie 
einzuhaltende Vorgehen enthalten. 

(4) Verstößt der Garant gegen die Abs. 1 bis 3, so berührt dies die Gültigkeit 
der Garantie nicht. Der Garant haftet überdies dem Verbraucher für den durch den 
Verstoß verschuldeten Schaden. 

(4) Ein Verstoß des Garanten gegen Abs. 3 berührt die Verbindlichkeit der Garantie 
nicht. Der Garant haftet überdies dem Verbraucher für den durch den Verstoß 
verschuldeten Schaden. 

  

Verbraucherverträge mit Auslandsbezug Verbraucherverträge mit Auslandsbezug 
§ 13a. (1) Haben die Parteien eines Verbrauchervertrags mit Auslandsbezug 

das Recht eines Staates gewählt, der nicht Vertragsstaat des EWR-Abkommens ist, 
so ist diese Rechtswahl für die Beurteilung 

§ 13a. (1) Haben die Parteien eines Verbrauchervertrags mit Auslandsbezug 
das Recht eines Staates gewählt, der nicht Vertragsstaat des EWR-Abkommens ist, 
so ist diese Rechtswahl für die Beurteilung 
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 1. und 2. ...  1. und 2. ... 
 3. des Schutzes bei Vertragsabschlüssen im Sinn der Bestimmungen des 

Fern-Finanzdienstleistungs-Gesetzes, BGBl. I Nr. 62/2004, 
 3. des Schutzes bei Vertragsabschlüssen im Sinn der Bestimmungen des 

Fern-Finanzdienstleistungs-Gesetzes, BGBl. I Nr. 62/2004, und 
 4. der Gewährleistung und der Garantie beim Kauf oder bei der Herstellung 

beweglicher Sachen im Sinne der §§ 8 bis 9b sowie der §§ 922 bis 924, 
928, 932 und 933 ABGB und 

 

 5. des Schutzes bei Verbraucherkreditverträgen und anderen Formen der 
Kreditierung im Sinn der Richtlinie 2008/48/EG 

 4. des Schutzes bei Verbraucherkreditverträgen und anderen Formen der 
Kreditierung im Sinn der Richtlinie 2008/48/EG 

insoweit unbeachtlich, als das gewählte Recht für den Verbraucher nachteiliger ist 
als das Recht, das ohne die Rechtswahl maßgebend wäre. Dies gilt nur, wenn ohne 
die Rechtswahl das Recht eines Staates anzuwenden wäre, der Vertragsstaat des 
EWR-Abkommens ist. 

insoweit unbeachtlich, als das gewählte Recht für den Verbraucher nachteiliger ist 
als das Recht, das ohne die Rechtswahl maßgebend wäre. Dies gilt nur, wenn ohne 
die Rechtswahl das Recht eines Staates anzuwenden wäre, der Vertragsstaat des 
EWR-Abkommens ist. 

(2) ... (2) ... 

II. HAUPTSTÜCK II. HAUPTSTÜCK 
Verbandsklage Verbandsklage 

Unterlassungsanspruch Unterlassungsanspruch 
§ 28a. (1) Wer im geschäftlichen Verkehr mit Verbrauchern im 

Zusammenhang mit Haustürgeschäften, außerhalb von Geschäftsräumen 
geschlossenen Verträgen, den allgemeinen Informationspflichten des 
Unternehmers (§ 5a), Verbraucherkreditverhältnissen, Pauschalreiseverträgen und 
Verträgen über die Vermittlung verbundener Reiseleistungen, 
Teilzeitnutzungsrechtsverhältnissen, Abschlüssen im Fernabsatz, der 
Vereinbarung von missbräuchlichen Vertragsklauseln, der Gewährleistung oder 
Garantie beim Kauf oder bei der Herstellung beweglicher körperlicher Sachen, der 
Forderung von Telefonkosten (§ 6b) oder zusätzlichen Zahlungen (§ 6c), der 
Leistungsfrist (§ 7a) oder dem Gefahrenübergang (§ 7b), im Zusammenhang mit 
Diensten der Informationsgesellschaft im elektronischen Geschäftsverkehr, 
Wertpapierdienstleistungen, Dienstleistungen der Vermögensverwaltung, 
Zahlungsdiensten, der Ausgabe von E-Geld oder Verbraucherzahlungskonten 
gegen ein gesetzliches Gebot oder Verbot verstößt, im Zusammenhang mit der 
alternativen Streitbeilegung (§ 19 AStG) oder der Online-Streitbeilegung 
(Artikel 14 Abs. 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr. 524/2013) 
Informationspflichten verletzt oder gegen ein gesetzliches Gebot oder Verbot auf 

§ 28a. (1) Wer im geschäftlichen Verkehr mit Verbrauchern im 
Zusammenhang mit Haustürgeschäften, außerhalb von Geschäftsräumen 
geschlossenen Verträgen, den allgemeinen Informationspflichten des 
Unternehmers (§ 5a), Verbraucherkreditverhältnissen, Pauschalreiseverträgen und 
Verträgen über die Vermittlung verbundener Reiseleistungen, 
Teilzeitnutzungsrechtsverhältnissen, Abschlüssen im Fernabsatz, der 
Vereinbarung von missbräuchlichen Vertragsklauseln, der Gewährleistung oder 
Garantie beim Kauf oder bei der Herstellung beweglicher körperlicher Sachen 
sowie bei der Bereitstellung digitaler Leistungen, der Forderung von Telefonkosten 
(§ 6b) oder zusätzlichen Zahlungen (§ 6c), der Leistungsfrist (§ 7a), dem 
Gefahrenübergang (§ 7b) oder dem Verzug (§§ 7c und 7d), im Zusammenhang mit 
Diensten der Informationsgesellschaft im elektronischen Geschäftsverkehr, 
Wertpapierdienstleistungen, Dienstleistungen der Vermögensverwaltung, 
Zahlungsdiensten, der Ausgabe von E-Geld oder Verbraucherzahlungskonten 
gegen ein gesetzliches Gebot oder Verbot verstößt, im Zusammenhang mit der 
alternativen Streitbeilegung (§ 19 AStG) oder der Online-Streitbeilegung 
(Artikel 14 Abs. 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr. 524/2013) 
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Grund der Richtlinie 2006/123/EG über Dienstleistungen im Binnenmarkt, ABl. 
Nr. L 376 vom 27. 12. 2006, S. 36, bei der Erbringung von Dienstleistungen im 
Binnenmarkt verstößt und dadurch jeweils die allgemeinen Interessen der 
Verbraucher beeinträchtigt, kann unbeschadet des § 28 Abs. 1 auf Unterlassung 
geklagt werden. 

Informationspflichten verletzt oder gegen ein gesetzliches Gebot oder Verbot auf 
Grund der Richtlinie 2006/123/EG über Dienstleistungen im Binnenmarkt, ABl. 
Nr. L 376 vom 27. 12. 2006, S. 36, bei der Erbringung von Dienstleistungen im 
Binnenmarkt verstößt und dadurch jeweils die allgemeinen Interessen der 
Verbraucher beeinträchtigt, kann unbeschadet des § 28 Abs. 1 auf Unterlassung 
geklagt werden. 

(1a) und (2) ... (1a) und (2) ... 

III. HAUPTSTÜCK III. HAUPTSTÜCK 
Ergänzende Bestimmungen Ergänzende Bestimmungen 

Übergangs- und Schlußbestimmungen Übergangs- und Schlußbestimmungen 
§ 41a. (1) bis (33) ... § 41a. (1) bis (33) ... 
(33) § 27d in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2018, tritt mit 

1. August 2018 in Kraft. 
(34) § 27d in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2018 tritt mit 

1. August 2018 in Kraft. 
 (35) Die §§ 7c samt Überschrift, 7d samt Überschrift, 8, 9, 9a samt 

Überschrift, 13a, 28a und 41a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. XXX/2021 treten mit 1. Jänner 2022 in Kraft und sind in dieser Fassung auf 
Verträge anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2021 geschlossen werden. § 9b 
samt Überschrifttritt mit Ablauf des 31. Dezember 2021 außer Kraft; er ist jedoch 
weiterhin auf vor dem 1. Jänner 2022 geschlossene Verträge anzuwenden. 
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